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Methodenbewertung 

Knorpelschäden am Kniegelenk: G-BA be-
schließt neue ambulante Therapieoption  
Berlin, 17. Februar 2022 – Gesetzlich versicherten Patientinnen und Pa-
tienten, die unter schweren Knorpelschäden am Kniegelenk leiden, steht 
zukünftig eine neue Therapie in der vertragsärztlichen Versorgung zur 
Verfügung. Hierbei handelt es sich um die matrixassoziierte autologe 
Chondrozytenimplantation (M-ACI) – ein Verfahren, mit dem geschädig-
ter Gelenkknorpel wiederaufgebaut wird. Der Gemeinsame Bundesaus-
schuss (G-BA) konnte heute die neue Leistung aufnehmen, weil die wis-
senschaftlichen Studien Vorteile im Vergleich zu anderen Therapien ge-
zeigt haben.  

M-ACI: Methode zum Wiederaufbau von Gelenkknorpel 

Die autologe Chondrozytenimplantation (ACI) ist ein Verfahren zur bio-
logischen Wiederherstellung von Gelenkknorpel, das seit Ende der 
90er Jahre im Krankenhaus angewandt wird: In einem ersten operativen 
Eingriff wird dem betroffenen Gelenk etwas Knorpelgewebe entnom-
men und anschließend im Labor gezüchtet und vermehrt. Diese kulti-
vierten Knorpelzellen werden bei einem zweiten operativen Eingriff im 
Bereich des Knorpeldefekts im Kniegelenk fixiert.  

Bei der matrixassoziierten ACI handelt es sich um die neueste Weiter-
entwicklung und dritte Generation der ACI-Verfahren: Die kultivierten 
Knorpelzellen werden direkt auf eine Trägermatrix aufgetragen und ge-
meinsam mit ihr im Bereich des Knorpeldefekts befestigt. Die erste und 
zweite Generation der Verfahren – hier wurden die gezüchteten Knor-
pelzellen mit Periost (Knochenhaut) oder einer Kollagenmembran abge-
deckt – spielen in der medizinischen Versorgung kaum noch eine Rolle. 
Da in der Bewertung weder der Nutzen der Methoden noch das Poten-
zial als erforderlichen Behandlungsalternative festgestellt werden 
konnte, hat der G-BA diese Verfahren im Gegensatz zur M-ACI als statio-
näre Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung ausgeschlossen.  

Neue ambulante Therapieoption 

Knorpelschäden am Kniegelenk können ganz unterschiedliche Ursachen 
haben: zum Beispiel Stürze und Fehlbelastungen. Je nach Schweregrad 
der Schädigungen – in der internationalen Klassifikation werden vier Sta-
dien unterschieden – können die Betroffenen unter Bewegungsein-
schränkungen und Schmerzen leiden.  
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  Die M-ACI kann als neue ambulante Therapieoption bei Knorpeldefekten 
des Kniegelenks eingesetzt werden, wenn der Defekt einen Schweregrad 
3 oder 4 hat. Bei Grad 3 erreicht die Tiefe des Knorpelschadens mehr als 
50 Prozent der gesamten Knorpeldicke. Bei Grad 4 fehlt im betroffenen 
Bereich des Kniegelenks die gesamte Knorpelschicht und der Knochen 
liegt frei. 

Inanspruchnahme 

Die heute getroffenen Beschlüsse werden nun dem Bundesministerium 
für Gesundheit zur rechtlichen Prüfung vorgelegt und treten nach Veröf-
fentlichung im Bundesanzeiger in Kraft. Bevor die M-ACI als ambulante 
Leistung von Fachärztinnen und Fachärzten erbracht und abgerechnet 
werden kann, ist jedoch noch ein weiterer Schritt notwendig, den der  
G-BA nicht beeinflussen kann: Der Bewertungsausschuss muss über die 
Höhe der ärztlichen Vergütung entscheiden. Das Gremium, in dem Ver-
treterinnen und Vertreter von Krankenkassen und Ärzteschaft verhan-
deln, hat entsprechend gesetzlicher Vorgaben sechs Monate nach In-
krafttreten Zeit, um eine Abrechnungsziffer festzusetzen. 

Hintergrund – Bewertung neuer Untersuchungs- und Behandlungsme-
thoden 

Ob eine neue Untersuchungs- oder Behandlungsmethode als Leistung 
der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) zur Verfügung steht, ist 
vom Gesetzgeber für die ambulante und stationäre Versorgung unter-
schiedlich geregelt. Arztpraxen dürfen neue Methoden erst dann als 
Kassenleistung anbieten, wenn der G-BA sie für den ambulanten Einsatz 
geprüft hat und zu einem positiven Ergebnis kam. Im Krankenhaus kön-
nen medizinische Methoden zulasten der GKV erbracht werden, solange 
sie nicht vom G-BA ausgeschlossen wurden.  

Das Verfahren, in dem der G-BA neue Methoden prüft, ist klar struktu-
riert: Von Antragstellung über Studienauswertung bis hin zum Stellung-
nahmeverfahren zu den geplanten Regelungen. Im Ergebnis legt der  
G-BA fest, ob und inwieweit – d. h. für welche genaue Indikation und un-
ter welchen qualitätssichernden Anforderungen – eine Behandlungsme-
thode ambulant und/oder stationär zulasten der GKV angewendet wer-
den kann. 

Mehr zum Thema: Bewertung neuer Untersuchungs- und Behandlungs-
methoden 

https://institut-ba.de/ba.html
https://www.g-ba.de/themen/methodenbewertung/bewertung-erprobung/ambulant-stationaer/
https://www.g-ba.de/themen/methodenbewertung/bewertung-erprobung/ambulant-stationaer/
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Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste Beschlussgremium der gemeinsamen Selbst-
verwaltung der Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Psychotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten, Krankenhäuser und Krankenkassen in Deutschland. Er bestimmt in Form von Richtlinien 
den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) für etwa 73 Millionen Versicherte. Der 
G-BA legt fest, welche Leistungen der medizinischen Versorgung von der GKV übernommen werden. 
Rechtsgrundlage für die Arbeit des G-BA ist das Fünfte Buch des Sozialgesetzbuches (SGB V). Entspre-
chend der Patientenbeteiligungsverordnung nehmen Patientenvertreterinnen und Patientenvertreter an 
den Beratungen des G-BA mitberatend teil und haben ein Antragsrecht. 

Den gesundheitspolitischen Rahmen der medizinischen Versorgung in Deutschland gibt das Parlament 
durch Gesetze vor. Aufgabe des G-BA ist es, innerhalb dieses Rahmens einheitliche Vorgaben für die kon-
krete Umsetzung in der Praxis zu beschließen. Die von ihm beschlossenen Richtlinien haben den Charak-
ter untergesetzlicher Normen und sind für alle Akteure der GKV bindend. 

Bei seinen Entscheidungen berücksichtigt der G-BA den allgemein anerkannten Stand der medizinischen 
Erkenntnisse und untersucht den diagnostischen oder therapeutischen Nutzen, die medizinische Not-
wendigkeit und die Wirtschaftlichkeit einer Leistung aus dem Pflichtkatalog der Krankenkassen. Zudem 
hat der G-BA weitere wichtige Aufgaben im Bereich des Qualitätsmanagements und der Qualitätssiche-
rung in der ambulanten und stationären Versorgung. 

Weitere Informationen finden Sie unter www.g-ba.de. 

http://www.g-ba.de/

